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UNO Organisation der Vereinten Nationen

EFTA Européische Freihandelsassoziation

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

OSZE Organisation fir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Sténderates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union

EMRK Européaische Menschenrechtskonvention

DEZA Direktion fur Entwicklung und Zusammenarbeit

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

NATO North Atlantic Treaty Organization

ILO Internationale Arbeitsorganisation

Gu$S Gemeinschaft Unabhangiger Staaten

AIG Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Auslander und Uber die
Integration

MENA Middle East & North Africa

ONU Organisation des Nations unies

AELE Association européenne de libre-échange

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

CEDH Convention européenne des droits de I'homme

DDC Direction du développement et de la coopération

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

OTAN L'Organisation du traité de I'Atlantique nord

oIT Organisation internationale du travail

CEl Communauté des Etats indépendants

LEI Loi fédérale sur les étrangers et I'intégration

MOAN Moyen-Orient et I'Afrique du Nord
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DATUM: 31.12.2021
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Jahresriickblick 2021: Aussenpolitik

Nach dem Jahr 2020, das auch im Bereich der Aussenpolitik mehrheitlich von der
Covid-19-Pandemie dominiert worden war, kehrten 2021 wieder andere Themen ins
Scheinwerferlicht zurtick. Allen voran gewannen die Beziehungen zur EU aufgrund
unvorhergesehener Ereignisse an Salienz. Die Zeitungsanalyse 2021 von Année Politique
Suisse unterstreicht diese Entwicklung eindricklich: Zeitungsartikel zu den
Beziehungen zwischen der Schweiz und Europa machten im vergangenen Kalenderjahr
rund die Hélfte aller Artikel im Themenbereich Aussenpolitik aus (vgl. Abbildung 2 der
APS-Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Hauptgrund fur die Prominenz der bilateralen Beziehungen in den Medien durfte das
Ende der Verhandlungen iiber das Rahmenabkommen mit der EU im Mai 2021 gewesen
sein. Zwar widerspiegelte der mediale Tonfall nach dem Treffen zwischen
Bundespréasident Parmelin und EU-Kommissionsprasidentin von der Leyen Ende April
die Hoffnung, dass sich die Verhandlungen in eine weitere Runde wirden retten
koénnen, doch die Reaktionen aus Politik und Wirtschaft zeigten die verharteten Fronten
in der Diskussion in der Schweiz auf. Auch das Parlament Ubte Ende April/Anfang Mai
zunehmend Druck auf den Bundesrat aus, endlich neue Anséatze in die seit langerem
blockierten Verhandlungen zu bringen. Ein Abbruch der Verhandlungen schien fur den
Bundesrat schliesslich angesichts der bestehenden Differenzen unvermeidlich, wobei
die einseitige Entscheidung von der EU Uberhaupt nicht begrisst wurde. Verschiedene
politische und zivilgesellschaftliche Akteure wie die SP und die Operation Libero
drangten nach dem Verhandlungsabbruch auf neue Losungsansatze, der
polarisierendste zielte gar auf einen EU-Beitritt ab. Eine in der Folge rasch ergriffene
Massnahme betraf die seit 2019 blockierte zweite Kohasionsmilliarde, die auf Initiative
des Bundesrats in der Herbstsession von beiden Raten freigegeben wurde. Nachdem
dieser zweite Schweizer Beitrag aufgrund der Nichtverlangerung der Bérsenaquivalenz
2019 blockiert worden war, erhoffte sich der Bundesrat von der Freigabe nun die
Assoziierung an Horizon Europe.

Die Verschlechterung der Beziehungen zur EU hatte sich zu Beginn des Jahres noch
nicht unbedingt abgezeichnet. Im Méarz hatte der Bundesrat die Botschaft zur Priimer
Zusammenarbeit und dem Eurodac-Protokoll veréffentlicht und damit die Grundlage
fur eine vertiefte Kooperation mit der EU in Sachen Kriminalitdtsbekémpfung gelegt.
Diese waren in den beiden Raten unbestritten und wurden einstimmig angenommen.
Auch ein weiteres Geschaft im Rahmen der Schengen-Weiterentwicklung, die
Interoperabilitdt zwischen den EU-Informationssystemen, fand im Sténderat eine
grosse Mehrheit. Etwas umstrittener gestalteten sich die Ratsdebatten Uber die
Schweizer Beteiligung an der Weiterentwicklung von Frontex und Uber eine dafur notige
Revision des AIG. Da die Rate und die vorberatenden Kommissionen der EU-
Migrationspolitik kritisch gegentuberstanden, brachten sie Ausgleichsmassnahmen in die
Vorlage ein, um der humanitéaren Tradition der Schweiz gerecht zu werden. In der Folge
wurde vor allem Uber deren Ausgestaltung diskutiert und weniger Uber den Frontex-
Beitrag, der personelle und finanzielle Mittel umfasste und aufgrund der drohenden
Beendigung der Schengen-Assoziierung bei einer Nichtibernahme unbestritten
schien.

Deutlich positiver als die EU-Politik liest sich die Bilanz der Schweiz im Hinblick auf die
Kooperation mit einzelnen europaischen Staaten. Die bilateralen Beziehungen zum
Vereinigten Konigreich im Nachgang des Brexit nahmen 2021 weiter Form an. Im Januar
nahm der Stdnderat als Zweitrat eine Motion Cottier (fdp, NR) an, die eine vertiefte
Handelsbeziehung im Rahmen der «Mind the Gap-Strategie» des Bundesrats verlangte.
Zudem veroffentlichte der Bundesrat im Juni die Botschaft zum Abkommen mit dem
Vereinigten Konigreich Uber die Mobilitat von Dienstleistungserbringenden, durch das
die Schweiz einen vereinfachten Zugang zum britischen Arbeitsmarkt erhalten soll.
Dieses nahm die kleine Kammer in der Wintersession einstimmig an. Auch die Nutzung
des franzosischen Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» wurde von
beiden Raten ohne grésseren Widerstand angenommen.
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Auch in der Aussenwirtschaftspolitik ereignete sich im vergangenen Jahr einiges,
angefangen mit der Abstimmung Uber das Freihandelsabkommen mit Indonesien,
welches die Schweizer Bevélkerung im Marz mit 51.6 Prozent Ja-Stimmen knapper als
erwartet annahm. Deshalb werteten auch die unterlegenen Gegner und Gegnerinnen
des Abkommens dieses Resultat als Erfolg, insbesondere im Hinblick auf das
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur, welches gemass geltender Gesetzgebung
automatisch dem fakultativen Referendum unterstellt werden soll. Erwdhnenswert war
im Kontext des Aussenhandels auch die Anpassung des Embargogesetzes, durch die das
Einfuhrverbot von Feuerwaffen, Waffenbestandteilen, Munition und weiteren Gutern
aus Russland und der Ukraine fortgefuhrt werden konnte und die es dem Bundesrat
erlaubt, in vergleichbaren Situationen nicht mehr die Bundesverfassung fur ein
Embargo bemuhen zu mussen.

Deutlich weniger Verdnderungen als in anderen Jahren gab es bei den Beziehungen zu
internationalen Organisationen. Hervorzuheben ist hier die Sistierung des UNO-
Migrationspakts durch den Sténderat, welcher die Ergebnisse der Subkommissionen der
aussenpolitischen Kommissionen zum Thema «Soft Law» abwarten wollte. Ebenfalls von
Bedeutung waren die Bewilligung der von der WAK-SR geforderten standigen
parlamentarischen Delegation bei der OECD durch die beiden Rate in der
Herbstsession und die Ratifikation der ILO-Ubereinkommen 170 und 174.

Einen Bedeutungsaufschwung erlebten die bilateralen Beziehungen der Schweiz mit
China, was sich in einer Vielzahl an parlamentarischen Vorstdssen dusserte. Ausloser fur
die rege Tatigkeit des Parlaments war die mit Spannung erwartete Publikation der
Schweizer China-Strategie im Marz. Diese wurde unter anderem fur ihren unklaren
Umgang mit den chinesischen Menschenrechtsverletzungen kritisiert, weshalb die
aussenpolitischen Kommissionen der Réate selbst aktiv wurden. Bereits vor
Veroffentlichung der China-Strategie hatte die APK-NR in der Frihjahrssession einen
Bericht zur Umsetzung des bilateralen Menschenrechtsdialogs eingefordert - mit
diesem sollte die China-Strategie beurteilt werden. Auch die Situation der tibetischen
Exilgemeinschaft in der Schweiz, die laut APK-NR unter der zunehmenden
Einflussnahme Chinas leidet, wurde in der Frihjahrssession thematisiert. Kurz darauf
engagierte sich die APK-NR auch in diesem Themenfeld: Mittels Motion forderte sie
einen starkeren Fokus der Schweiz auf die Forderung der Menschenrechte in China, der
auch in der Schweizer China-Strategie zum Ausdruck kommen sollte. Die Motion wurde
vom Nationalrat zwar beflrwortet, aber vom Stédnderat abgelehnt. Die APK-NR war es
auch, die den Bundesrat im Sommer mit einem Postulat ins Schwitzen brachte, das die
Prifung von vertieften Beziehungen mit Taiwan - unter anderem auf politischer Ebene
- forderte, was ganz und gar nicht zur Ein-China-Politik der Schweiz passte und vom
Bundesrat daher abgelehnt wurde. Anders sah dies der Nationalrat, der das Postulat
Uberwies. Etwas allgemeiner ging die APK-SR vor, die in einer von ihrem Rats bereits
unterstlitzten Motion eine Institutionalisierung des zwischenstaatlichen Austauschs und
der Koordination von Schweizer Akteuren mit China verlangte, um die politische
Koharenz der China-Politik sicherzustellen.

Zu kleineren Ausschlégen in der APS-Zeitungsanalyse 2021 fihrten zudem die Guten
Dienste der Schweiz (vgl. Abbildung 1). Im Juni fand in Genf das viel beachtete Treffen
zwischen US-Prasident Biden und dem russischen Prasidenten Putin statt, das von den
Bundesraten Cassis und Parmelin genutzt wurde, um die Bedeutung des internationalen
Genfs als Standort flr interdisziplinare Kooperation hervorzuheben. Im August
verstarkte sich die Berichterstattung in diesem Themenbereich aufgrund der durch die
Machtibernahme der Taliban ausgelésten Krise in Afghanistan. In deren Wirren
evakuierte die Schweiz ihr DEZA-Kooperationsbiro in Kabul und vergab den lokalen
Mitarbeitenden der Schweizer Aussenstellen insgesamt 230 humanitare Visa. Im
Bereich der Menschenrechte hatte der Bundesrat noch vor diesen beiden
Grossereignissen die Leitlinien Menschenrechte 2021-2024 publiziert.

Die vorlUbergehenden Lockerungen der globalen Corona-Massnahmen machte sich im
EDA vor allem anhand der Auslandreisen von Aussenminister Cassis bemerkbar. Nach
einem mageren 2020 schien der EDA-Vorsteher 2021 einiges nachzuholen und reiste in
mehrere Lander, die im Fokus der Schweizer MENA-Strategie standen, darunter
Algerien, Mali, Senegal, Gambia, Irak, Oman, Libanon, Libyen und Saudi-Arabien. Von
besonderer Bedeutung war der Staatsbesuch in der Ukraine, den Cassis zum Anlass
nahm, um den Vorbereitungsprozess fiur die Ukraine-Reformkonferenz 2022
einzulauten. '
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Lors de la session de printemps, le radical bernois J.P. Bonny a déposé une
interpellation urgente invitant le Conseil fédéral a augmenter massivement (si possible
de 600 millions de francs) le crédit de programme prévu pour la poursuite de la
coopération renforcée avec les Etats d'Europe centrale et orientale, notamment sous
la forme de garantie de crédits (92.3054). Selon I'intervenant, cette augmentation de
|'aide devrait s'adresser prioritairement aux 12 républiques indépendantes de I'ex-
Union soviétique, réunies au sein de la Communauté des Etats Indépendants (CEI)
depuis la fin de I'année 1991; ces Etats, en raison de la situation politique incertaine,
n'avaient en effet pas été inclus parmi les pays bénéficiant du crédit de 800 millions de
francs. Les députés et le Conseil fédéral ont réagi positivement a cette proposition; les
représentants socialistes et écologistes, ainsi que le libéral J.S. Eggly (GE), ont toutefois
insisté pour que la garantie de crédits ne serve pas en priorité les intéréts des secteurs
d'exportation helvétiques et qu'elle ne se fasse pas au détriment de la coopération
technique.

Quelques mois plus tard, conformément a ce qu'il avait annoncé, le Conseil fédéral
proposait I'octroi d'un crédit supplémentaire de 600 millions de francs, destiné en
priorité a la Communauté des Etats Indépendants (CEI) (92.065). Les trois quarts des
600 millions prévus seront consacrés a l'aide financiere, principalement sous la forme
de garantie contre les risques a l'exportation; le reste servira a la coopération
technique. A la fin de I'année, le Conseil des Etats a accepté a la quasi-unanimité ce
nouveau crédit. Il a ainsi rejeté une proposition de l'argovien Loretan (prd) qui
demandait le blocage de I'aide suisse en faveur de la Russie tant que les troupes russes
n'auraient pas quitté les pays baltes. ?

Le Conseil fédéral a approuvé I'ouverture d'une limite d'engagements pour |'octroi de
garanties de crédit d'un montant de CHF 200 millions en faveur de plusieurs
républiques de la Communauté des Etats indépendants (CEl). Cette somme a été
prélevée sur le crédit supplémentaire de CHF 600 millions pour la poursuite de la
coopération avec les Etats d'Europe Centrale et Orientale approuvé par les Chambres
entre 1992 et 1993. Sur le montant global de cette aide, CHF 100 millions sont attribués
a la Russie, 30 millions a I'Ukraine, 20 millions au Bélarus et le reste, soit 50 millions de
francs, aux républiques du Kazakhstan et de I'Ouzbékistan. 3

Les changements qui ont marqué le Conseil de I'Europe depuis la chute du mur de
Berlin se sont poursuivis en 1995 avec notamment I'adhésion de cing nouveaux Etats
membres: la Lettonie, la République de Moldova, I'Albanie, I'ex-République yougoslave
de Macédoine et I'Ukraine. L'organisation compte désormais 38 membres. Suspendue
en février suite a l'intervention de l'armée russe en Tchétchénie, la procédure
d'adhésion de la Fédération de Russie - candidate a I'entrée au sein du Conseil de
I'Europe au méme titre que la République de Bélarus, la Croatie et la Bosnie-
Herzégovine - devait étre remise en vigueur des le mois de septembre par I'Assemblée
Parlementaire. Hormis ces nouvelles adhésions, I'année 1995 a en outre été marquée
par I'adoption d'un systéeme de contrdle relatif au respect des engagements contractés
par les Etats membres ainsi que par des discussions sur le renforcement de la
coopération avec d'autres organisations internationales (OSCE et UE, en particulier).
Placée sous la vice-présidence de la Suisse, la Commission européenne contre le
racisme et l'intolérance a par ailleurs élaboré un projet de disposition visant a
améliorer la protection contre la discrimination dans le cadre de la CEDH. Signalons
enfin que la Confédération a signé en février la Convention-cadre pour la protection
des minorités nationales et que le Comité des Ministres du Conseil de I'Europe a
accordé aux Etats-Unis le statut d'observateur auprés de I'organisation. Le CF a par
ailleurs transmis au parlement le 6e rapport (95.087) sur la Suisse et les conventions du
Conseil de I'Europe. *
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Im Februar publizierte der Bundesrat seine Botschaft zum Freihandelsabkommen
zwischen den EFTA-Staaten und der Ukraine sowie zum Landwirtschaftsabkommen
zwischen der Schweiz und der Ukraine. ®

La réunion annuelle du Conseil ministériel de ’OSCE s'est tenue a Bale les 4 et 5
décembre. 57 ministres des affaires étrangéres des Etats membres de I'OSCE ont
répondu a l'invitation de Didier Burkhalter, président de I'OSCE pour I'année 2014. Les
deux sujets principaux ont été la crise en Ukraine et la lutte contre le terrorisme
international. Cette réunion a également permis de faire le bilan sur la présidence
suisse de I'OSCE. ¢

Les deux chambres du Parlement ont pris acte du rapport 2015 de la délégation
parlementaire auprés du Conseil de I'Europe lors de la session d'été 2016. Aprés avoir
souligné l'importance de l|'organisation intergouvernementale pour le respect des
droits de I'Homme et de la démocratie en Europe, Liliane Maury Pasquier (ps, GE) -
rapporteuse pour la CPE-CE et membre de la délégation helvétique - est revenue sur
certains points clés du compte-rendu. Durant I'année écoulée, la Russie s'est ainsi vue
privée de droit de vote au sein des instances de I'Assemblée parlementaire du Conseil
de I'Europe, en réponse a son implication dans la crise ukrainienne. La Genevoise a
également attiré I'attention sur le conflit opposant I'Arménie a I'Azerbaidjan & propos
de la région du Haut-Karabakh, ainsi que sur le nombre toujours plus élevé de
personnes cherchant a trouver refuge en Europe. Le rapport n'a suscité aucun
commentaire de la part des parlementaires. ’

Lors de la session parlementaire d'été 2016, le Conseil des Etats et le Conseil national
ont tous deux pris acte du rapport 2015 de la délégation suisse auprés de I'Assemblée
parlementaire de I'OTAN. Tel qu'exposé par Alex Kuprecht (udc, SZ) devant la chambre
des cantons, durant I'année écoulée, la délégation s'est notamment concentrée sur
|"évolution de la crise ukrainienne a la suite de I'annexion de la Crimée par la Russie, sur
les conflits en Syrie, en Irak et en Libye, ainsi que sur I'expansion et le développement
de l'organisation terroriste "Etat islamique". Le compte-rendu n'a suscité aucun
commentaire. ®

Au mois de juin 2017, les deux chambres du Parlement ont pris acte du rapport établi
par la Délégation parlementaire auprés du Conseil de I'Europe pour I'année 2016.
Outre les questions en lien avec les domaines de |'asile, de la crise migratoire ou du
terrorisme international, la situation en Turquie a, durant I'année sous revue, tout
particulierement préoccupé le Conseil de I'Europe. S'est alors posée la question de
savoir si certaines des évolutions pronées par la Turquie sur des thématiques telles que
la liberté de la presse, le respect de I'Etat de droit ou celui des droits de I'homme,
notamment a la suite de la tentative de coup d'Etat de juillet 2016, étaient en
adéquation avec les engagements souscrits par le pays auprés du Conseil de I'Europe.
Jusqu'a présent, aucune sanction n'a été décidée a I'égard de la délégation turque. En
revanche, en raison de I'attitude de la Russie dans le conflit qui I'oppose a I'Ukraine, le
droit de vote de la délégation russe a lui été suspendu, occasionnant le départ des
représentants de la Fédération de Russie de I'Assemblée parlementaire du Conseil de
|'Europe (APCE).

L'image de l'institution en question a par ailleurs été considérablement écornée par
différents soupcons de corruption. Le dernier scandale en date concerne Pedro
Agramunt, président de I'APCE depuis 2016. Il est reproché a I'Espagnol de s'étre rendu
a Damas au moyen d'un avion gouvernemental russe, un fait qui entache la crédibilité
de I'Assemblée, notamment au regard des valeurs fondatrices du Conseil de I'Europe
que sont la démocratie, I'Etat de droit et la défense des droits de I'Homme. Suite a la
controverse, la Commission du réglement, des immunités et des affaires
institutionnelles de I'APCE, présidée par Liliane Maury Pasquier (ps, GE), a formulé une
résolution allant dans le sens d'une modification du reglement, afin d'octroyer a
|'"Assemblée parlementaire la possibilité de destituer son président.

A ce propos, Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BL), également membre de la
délégation parlementaire helvétique, a laissé entendre, dans les colonnes du
SonntagsBlick, que Pedro Agramunt serait tres probablement destitué lors de la session
parlementaire du 9 octobre prochain. ?
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Lors de la session parlementaire d'été 2018, le Conseil national et le Conseil des Etats
ont tous deux pris acte du rapport 2017 de la délégation parlementaire auprés du
Conseil de I'Europe. Que ce soit dans la chambre du peuple ou dans celle des cantons,
les rapporteurs ont tenu a revenir sur la détermination de I'Assemblée parlementaire
du Conseil de I'Europe (APCE) a «lutter contre la corruption et contre les diverses
tentatives d'influence». Le cas de la Russie, dont I'appartenance au Conseil de I'Europe
est progressivement remise en question, a également été mis en évidence. En effet,
alors que la représentation russe s'était déja retirée de I'APCE - le droit de vote de la
délégation russe ayant été suspendu a la suite de I'invasion de la Crimée -, la Russie a
désormais décidé d'interrompre le paiement de ses cotisations au Conseil de I'Europe,
accentuant un peu plus les difficultés financiéres de I'organisation internationale.

Méme si I'information ne figure pas telle quelle dans le rapport, il semble également
important de relever que la conseillére aux Etats Liliane Maury Pasquier (ps, GE) a été
élue, en juin 2018, a la présidence de I'Assemblée parlementaire du Conseil de I'Europe.
La socialiste genevoise souhaite axer son mandat autour de deux priorités, I'égalité
hommes-femmes, ainsi que le regain de sérénité et de crédibilité pour le Conseil de
I'Europe, dont la réputation a récemment été ternie par les scandales a répétition. Dans
les colonnes de la Tribune de Genéve, Liliane Maury Pasquier déclare également vouloir
user de son influence et de sa visibilité afin de «faire rayonner le Conseil de I'Europe en
Suisse» et combattre l'initiative de I'UDC pour l'autodétermination - qui, de maniére
détournée, s'attaque a la CEDH, instrument fondamental du Conseil de I'Europe. ©

Lors de la session d'été 2019, le Conseil national et le Conseil des Etats ont pris acte du
rapport 2018 de la délégation auprés de I'Assemblée parlementaire de I'OSCE. Tel que
résumé par le rapporteur de la CPE-CE Filippo Lombardi (pdc, Tl), I'attention de
|'Assemblée parlementaire de I'OSCE se focalise en priorité sur les conflits qui
s'ancrent dans la durée («protracted or frozen conflicts»): Ukraine-Russie, Arménie-
Azerbaidjan autours du Haut-Karabak, Serbie-Kosovo, Chypre, indépendance de
|'Ossétie du Sud et de I'Abkhazie face a la Géorgie, etc. Dans un tel contexte,
|'observation des élections constitue une part importante de I'action de I'Assemblée,
dont I'objectif est alors de s'assurer que les processus électoraux se déroulent bel et
bien en accord avec les principes démocratiques et les droits fondamentaux.

Le rapport n'a suscité aucune réaction dans les rangs du Parlement national. "
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